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In einer dreistündigen Anhö-
rung erläutert die Regierung 
ihre Sicht der Dinge. Dabei 

wird sie von anderen Staaten zum 

Teil kritisch befragt, die auch Emp-
fehlungen für Reformen ausspre-
chen können. Die Ergebnisse der 
Anhörung sowie Fragen und Emp-

fehlungen werden in einem Bericht 
zusammengefasst. In seiner näch-
sten Sitzung verabschiedet der HRC 
diesen Bericht zusammen mit der 

Menschenrechte auf dem Prüfstand der 
Vereinten Nationen
Nepal im UPR-Verfahren

Theodor Rathgeber

Am 25. Januar unterzog sich die Regierung Nepals der Anhörung in einem speziellen 
Länderprüfverfahren des in Genf ansässigen UN-Menschenrechtsrates (Human Rights 
Council; HRC). Alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen werden in einem Turnus von 
vier Jahren auf die Einhaltung der Menschenrechtsstandards geprüft. Das Verfahren 
nennt sich Universal Periodic Review (UPR) und besteht aus der Vorlage schriftlicher 
Dokumente zur Lage der Menschenrechte durch Regierung, UN-Einrichtungen und nicht-
staatlicher Organisationen. 
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Stellungnahme des Landes zu den 
ausstehenden Empfehlungen. Die 
Regierung verpflichtet sich, dieje-
nigen Empfehlungen umzusetzen, 
denen sie ausdrücklich zugestimmt 
hat. Das UPR-Verfahren mit Doku-
mentation, Anhörung und Ergeb-
nisbericht erlaubt also einen umfas-
senden Überblick über die Lage der 
Menschenrechte sowie die politische 
Bewertung durch die Regierung. 

Am 25. Januar stand also Nepal 
auf dem UPR-Prüfstand. In ihrem 
schriftlichen Bericht (UN-Doku-
ment Nr. A/HRC/WG.6/10/NPL/1) 
hob die nepalesische Regierung da-
rauf ab, dass Nepal alle wesentlichen 
internationalen Übereinkommen 
zum Schutz der Menschenrechte ra-
tifiziert habe. Der Staatenbericht li-
stet zudem alle nationalen Normen 
auf, die die nach dem Friedensab-
kommen von 2006 in Aussicht ge-
stellten  rechtsstaatlichen Strukturen 
des Landes untermauern sollen. Ne-
pals stellvertretender Premier- und 
Außenminister, Sujata Koirala, gab 
während der Anhörung zu beden-
ken, dass sich das Land nach wie vor 
im Übergang vom bewaffneten Kon-
flikt in eine demokratische Verfasst-
heit des Staates befinde. Er warb um 
Verständnis, dass der in Gang gesetz-
te Friedensprozess die nepalesische 
Gesellschaft von Furcht zwar weitge-
hend befreit und die Respektierung 
der Menschenrechte als Staatsziel neu 
formuliert habe, die Umsetzung je-
doch Zeit brauche. Achtung, Schutz 
und Gewährleistung der Menschen-
rechte hätten gleichwohl oberste Pri-
orität.

Der Außenminister unterstrich die 
bisherigen Bemühungen der Regie-
rung, mittels vielfältiger Programme 
etwa die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechte 
durchzusetzen (WSK-Rechte). Er be-
tonte die gute Zusammenarbeit mit 
internationalen Institutionen, nicht 
zuletzt mit denen der Vereinten Na-
tionen zum Schutz der Menschen-
rechte. Die nepalesische Regierungs-

delegation verwies auf den Special 
Security Plan, der dem Land Rechts-
staatlichkeit und ein Ende der Straf-
losigkeit bringen soll, sowie generell 
auf Struktur- und Politikreformen. 
Allerdings blieben die schriftlichen 
wie mündlichen Ausführungen vage 
gegenüber Fragen, was nach dem 
Friedensabkommen 2006 zum Schutz 
vor Menschenrechtsverletzungen 
konkret umgesetzt wurde, und wel-
che nächsten Schritte zur Aufarbei-
tung begangener Verbrechen in wel-
chem Zeitrahmen zu erwarten sind. 
Auch zur Einrichtung der Kommis-
sionen zu Wahrheit und Versöhnung 
sowie zum erzwungenen Verschwin-
denlassen gab es in Genf keine Klä-
rung, sondern nur die Wiederholung 
der Absicht in Form eines Gesetzent-
wurfs. 

Rückmeldungen aus der  
internationalen Gemeinschaft

Einige der insgesamt 55 Staaten, die 
sich zu Wort melden konnten, nah-
men während der Anhörung mehr-
fach positiv Bezug auf die vertrag-
lichen und konstitutionellen Normen 
in Nepal zum Schutz der Menschen-
rechte sowie die Bereitschaft der ne-
palesischen Regierung, sich den 
menschenrechtlichen Herausfor-
derungen zu stellen; so Indien, Ja-
pan, Philippinen, Thailand, Brasi-
lien, Türkei, Tschechische Republik. 
Andere Staaten wie Spanien, Öster-
reich, Deutschland, Frankreich, Ka-
nada, die Schweiz, USA oder die 
Niederlande ließen eine kritische Be-
wertung der Menschenrechtslage er-
kennen und mahnten etwa die Rati-
fizierung fehlender Standards an; so 
zum Beispiel das Zusatzprotokoll zur 
Antifolterkonvention oder das Rom-
Statut zum Internationalen Strafge-
richtshof. In ähnlicher Weise legten 
Staaten wie Finnland, Norwegen 
oder Großbritannien der Regierung 
Nepals nahe, zum Beispiel ungelöste 
Straftatbestände im Rahmen einer 
Übergangsjustiz entsprechend dem 
Friedensabkommen von 2006 anzu-
gehen. Einige dieser Staaten waren 

im Vorfeld von NGOs mit entspre-
chenden Einschätzungen ausgestat-
tet worden.

Auch in den schriftlichen Doku-
menten der UN-Einrichtungen (UN-
Dokument Nr. A/HRC/WG.6/10/
NPL/2) sowie der nicht-staatlichen 
Akteure (UN-Dokument Nr. A/
HRC/WG.6/10/NPL/3) wird auf 
fehlende Standards sowie mangeln-
de Umsetzung bestehender Normen 
verwiesen. Die Zusammenfassung 
der Beiträge der Nichtregierungs-
organisationen (NGOs) – darun-
ter eine Koalition von 235 NGOs 
aus Nepal – verweisen darauf, dass 
trotz formaler Reformen grundle-
gende Probleme ungelöst geblieben 
sind, gebündelt in der fortbestehen-
den Diskriminierung von Personen 
aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu spe-
zifischen Bevölkerungsgruppen: Da-
lits, ethnische und religiöse Gruppen, 
Frauen, Menschen mit Behinderung, 
Gruppen bestimmter geographischer 
Herkunft. 

Mängel beim Recht  
auf Nahrung

Entgegen der normativen Grundla-
ge bei WSK-Rechten – so das Recht 
auf eine eigenständige Nahrungs-
mittelversorgung in der Interimsver-
fassung – führen die NGO-Beiträ-
ge gravierende Mängel beim Recht 
auf Nahrung, angemessenes Woh-
nen und Bildung bei rund vier Mil-
lionen Angehörigen der ärmsten Be-
völkerungsgruppen wie Dalits oder 
den Madhesi auf. Ebenso sei Nepal 
von einer genuinen Landreform weit 
entfernt. Die Beiträge der NGOs be-
mängeln insbesondere die fortgesetz-
te und systematische Anwendung 
von Folter und Straflosigkeit selbst 
bei schweren Verletzungen von Men-
schenrechten sowie die politisch mo-
tivierte Untätigkeit, Verbrechen der 
Konfliktparteien aus der Zeit der be-
waffneten Auseinandersetzungen 
aufzuarbeiten; etwa extra-legale und 
summarische Tötungen oder Verge-
waltigungen. Echo fand diese Kritik 
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in einigen Fragen und Empfehlungen 
oben genannter Staaten wie Deutsch-
land oder der Schweiz während der 
Anhörung.

In den Antworten der nepale-
sischen Regierungsdelegation auf 
Kritik und Empfehlungen am Ende 
der Anhörung gab es keine überra-
schende Wende. Von insgesamt 135 
Empfehlungen reagierte die Regie-
rung auf 56 zustimmend. 28 Emp-
fehlungen wurden ebenfalls positiv 
beantwortet, da zum Teil schon in 
der Umsetzung begriffen. 15 Emp-
fehlungen lehnte die Regierungsde-
legation ab (u.a. Ratifizierung des 
Zusatzprotokolls zur Anti-Folter-
konvention und Konvention gegen 
das erzwungene Verschwindenlas-
sen), und bei 36 Empfehlungen er-
bat sich die Regierung weitere Be-
denkzeit. Die Regierungsdelegation 
vermied in Genf definitive Antwor-
ten dort, wo sie auch im Land vage 
bleibt: bei der Ratifizierung ausste-
hender Menschenrechtsstandards, 
der faktischen Umsetzung bestehen-
der Normen und nicht zuletzt von 
Gerichtsurteilen und Empfehlungen 
seitens der nationalen Menschen-
rechtskommission.

Sinn der Übung?

Angesichts dieser im Ungefähren 
gebliebenen Positionsbestimmung 
liegt die Frage nahe: Hat die Übung 
in Genf etwas Nennenswertes ge-
bracht? Folgende Potentiale lassen 
sich benennen: Das UPR-Verfahren 
lässt sich in den Prozess der Rechts-
staatsentwicklung im Land einrei-
hen, mit dem Vorteil, dass die näch-
sten Schritte der Regierung verstärkt 
im Licht einer kritischen internatio-
nalen Öffentlichkeit bewertet und 
beim nächsten Turnus in vier Jahren 
öffentlich abgefragt werden. Zum 
zweiten hat das UPR-Verfahren allen 
Interessierten verdeutlicht, dass der 
Friedensprozess in Nepal ohne eine 
substanzielle Menschenrechtspolitik 
nicht gelingen wird, das heißt, Hil-
fen aus dem Ausland sollten in die-
sem Politiksegment verstärkt geleistet 
werden. Zum dritten ist dem UPR-
Verfahren eingeschrieben, dass an 
der Umsetzung der Empfehlungen 
zivilgesellschaftliche Organisationen 
beteiligt werden.

Das taugt alles nichts für die Illu-
sion, bisherige Hindernisse für den 
politischen Prozess in Richtung Frie-

den und Rechtsstaatlichkeit würden 
durch das UPR-Verfahren beseiti-
gt. Es ist eine weitere Plattform hin-
zugekommen, mit der Legitimation 
durch die Vereinten Nationen, die 
Umsetzung der Willensbekundungen 
in Aktivitäten einzufordern. Eine Re-
gierung, die Wert auf ihre Reputation 
legt und sich demokratisch organi-
sierten Wahlen stellt, muss auf die-
se Dynamik reagieren. So kann das 
UPR-Verfahren einen Beitrag dazu 
liefern, das Momentum von Mit-
te des vergangenen Jahrzehnts wie-
derzugewinnen, das zur politischen 
Richtungsänderung in Nepal führte; 
aktive NGOs und die nationale Men-
schenrechtskommission vorausge-
setzt. So kann es gelingen, der neu 
gewählten Staatsführung eine proak-
tive Umsetzung der Menschenrechte 
und rechtsstaatlicher Prinzipien ab-
zuringen.
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